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Abstract

Die Fallstudie evaluiert zwei marktwirtschaftliche Instrumente im Gewässerschutz der

Schweiz: Die Abwassergebühr als kommunales Instrument und die Abwasserabgabe als

kantonales Instrument. Wir gehen den Fragen nach, wie diese marktwirtschaftlichen

Instrumente auszugestalten sind, wie das Zusammenspiel mit anderen Instrumenten

(Gebote, Verbote, Subventionen und Kommunikationsinstrumente) zu organisieren ist,

welche Umsetzungshindernisse, ökologische Wirkungen und Wirkungshindernisse

bestehen und wie diese überwunden werden können. Die Evaluation der

Abwassergebühren hat gezeigt, dass sich der kommunale Auftrag für eine “ökologisierte"

Abwassergebühr auf eine verursachergerechte Finanzierung der Entsorgungsleistungen

beschränken soll. Kantone und Bund sind gefordert, mittels einer kantonalen oder Bundes-

Abwasserabgabe die nötigen Voraussetzungen zu schaffen, damit die Gemeinden ihren

Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung im Gewässerschutz leisten können. Mit den

Abwasserabgaben wird das heutige auf Geboten und Verboten basierende Instrumentarium

sinnvoll ergänzt. Die Abwasserabgabe zeitigt positive Auswirkungen hinsichtlich der in die

Gewässer eingeleiteten Schmutzstofffrachten. Es wird ein Anreiz für einen verbesserten

Betrieb der Kläranlagen gesetzt. Für die Überwindung von Hindernissen in der Umsetzung

und der Wirkung von marktwirtschaftlichen Instrumenten wird der Einsatz von

Kommunikationsinstrumenten propagiert.
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1. Neue Herausforderungen in der Finanzierung der Abwasserentsorgung

In der Schweiz ist die Finanzierung der Abwasserentsorgung im Umbruch. In den 1960er,

70er und 80er Jahren wurde die Abwasserentsorgung mit Subventionen der öffentlichen

Hand massiv ausgebaut. Bund und Kantone haben in dieser Zeit durchschnittlich 37% der

gesamten Abwasserentsorgungskosten subventioniert. Ausser im Verkehrsbereich wurden

in keinem anderen Umweltschutzbereich so viele öffentliche Mittel eingesetzt. Der Erfolg

kann sich sehen lassen: Die meisten Einwohner und Einwohnerinnen sind an eine

Kläranlage angeschlossen; die Qualität der Gewässer hat sich in den letzten 40 Jahren

massiv verbessert.

In den 90er Jahren hat sich die Situation allerdings grundlegend geändert. Auf Bundes-

und Kantonsebene wurde insbesondere eine Kürzung bzw. Abschaffung der Subventionen

und die Einführung von Abwasserabgaben diskutiert und teilweise auch umgesetzt. Die

Gründe dafür waren:

– Finanzknappheit bei Bund und Kantonen: Die öffentlichen Mittel wurden knapp und es

fehlte die Akzeptanz für weitere Steuererhöhungen.

– Durchsetzung des Verursacherprinzips: Subventionen “verbilligen” die

Abwasserentsorgung und widersprechen dem Verursacherprinzip.

– Neuorientierung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und

Kantonen.

Auch auf kommunaler Ebene rückte die Finanzierung der Abwasserentsorgung aus

verschiedenen Gründen in den Vordergrund:

– Die Gemeinden sahen sich auf Grund des grossen Erneuerungs- und Sanierungsbedarfs

mit zunehmenden Kosten konfrontiert.

– Künftige Bauten und Sanierungen werden nicht mehr im selben Ausmass wie bisher

subventioniert.

– Die Einnahmen aus den Anschlussgebühren gingen aufgrund der verminderten

Bautätigkeit vielerorts drastisch zurück.

Eine Erhöhung der kommunalen Abwassergebühren wurde unumgänglich. Die Frage nach

der optimalen Finanzierung musste angesichts der teilweise wenig verursacherorientierten

Gebühren neu gestellt werden.
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Die konzeptionelle Leitlinien für die Ausgestaltung von Abwasserabgaben und

Abwassergebühren werden im folgenden Kapitel 2 vorgestellt. Danach werden getrennt für

die Abwasserabgaben und Abwassergebühren folgende Fragen analysiert:

– Wie sind Abwasserabgaben und -gebühren auszugestalten?

– Wie können Abwasserabgaben und -gebühren eingeführt werden, welches sind die

Umsetzungshindernisse?

– Mit welchen ökologischen Wirkungen und Wirkungshindernissen ist zu rechnen?

– Welchen Beitrag leisten Kommunikationsinstrumente zur Überwindung der Wirkungs-

und Umsetzungshindernisse?

2. Das Verursacherprinzip als konzeptionelle Leitlinie

Die Diskussion der Ausgestaltung der marktwirtschaftlichen Instrumente

Abwasserabgaben und kommunale Abwassergebühren muss sich auf ein klares, in sich

konsistentes Konzept abstützen. Im Rahmen dieser Arbeit stützen wir uns auf das in der

Bevölkerung breit abgestützte und rechtlich verankerte Verursacherprinzip1 und zeigen im

folgenden dreistufigen Konzept auf, welche Kosten bei einer konsequenten Durchsetzung

des Verursacherprinzips gedeckt werden müssten (vgl. Abbildung 1):

Durchsetzung des VP im engeren Sinne: Deckung der direkten Kosten der

Abwasserentsorgung. Diese Bau- und Betriebskosten sind durch verursacherorientierte,

von Haushalten und Industrie zu bezahlenden Abwassergebühren, zu decken.

Durchsetzung des VP im mittleren Sinne: Deckung der beim Staat anfallenden

monetären Kosten. Darunter fallen die Subventionen, also die Aufwendungen zur

Förderung von Anlagen oder zur Abfederung von regionalen oder sozialen Härtefällen.

Subventionen “verbilligen" die Entsorgungsleistung und widersprechen dem

Verursacherprinzip. Sofern zur Förderung oder zum Ausgleich weiterhin Subventionen

gewährt werden, sind diese über Abwasserabgaben verursacherorientiert zu finanzieren.

                                               
1 zu einigen rechtswissenschaftlichen Überlegungen zum Verursacherprinzip vgl. den Artikel von

FRIEDERICH.
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Weiter sind auch kantonale Dienstleistungen, die nicht über kostendeckende

Verwaltungsgebühren gedeckt werden können (wie beispielsweise Überwachungs-,

Planungs-, Koordinations-, Vollzugs-, Beratungs- und Informationsaufgaben), mittels

Abwasserabgaben zu finanzieren.

Durchsetzung des VP im weiteren Sinne: Deckung der Umweltfolgekosten (externe

Kosten) von nicht vermiedenen Gewässerbelastungen. Der verringerte Freizeit- und

Erholungswert von verschmutzten Gewässern ist ein Beispiel von externen Kosten im

Gewässerschutzbereich. Nicht die eigentlichen Verursacher der Gewässerbeeinträchtigung

bezahlen diese Kosten, sondern die Allgemeinheit der Erholungssuchenden. Da die

Verursacher nicht für die gesamten Kosten der Gewässerbeeinträchtigung aufkommen,

werden die Gewässer zu stark beeinträchtigt. Aus ökonomischer Sicht liegt ein

Marktversagen vor. Um dies zu korrigieren, werden die externen Kosten den Verursachern

mittels Abwasserabgaben angelastet. Wer Schmutzfrachten in ein Gewässer einleitet, muss

dafür bezahlen. Die Abwasserabgabe wird bei den Abwasserreinigungsanlagen (ARA)

nach Massgabe ihrer in die Gewässer eingeleiteten Schmutzfrachten erhoben. Die

Abwasserreinigungsanlagen (ARA) investieren solange in einen optimierten Betrieb, bis

die Kosten für die zusätzliche Reinigung gleich hoch sind wie die von den ARAs zu

bezahlende Abwasserabgabe. Mit der Abwasserabgabe wird somit ein Anreiz gesetzt, die

Grenzwerte zu unterschreiten.
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Durchsetzung Verursacherprinzip: Welche Kosten sind zu finanzieren?
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Abbildung 1: Verursacherorientierte Finanzierung aus ökonomischer Sicht.
Industrie und Haushalte bezahlen via Abwassergebühr und Kostenverteiler die Kosten für die
Abwasserentsorgung. Die Abwasserabgabe wird bei den Abwasserreinigungsanlagen (ARA) erhoben zur
Deckung der beim Bund und den Kantonen anfallenden Aufwendungen und den restlichen Folgekosten. Die
Abwasserabgabe wird von den ARAs via Kostenverteiler und Abwassergebühr auf die eigentlichen
Verursacher - also Haushalte und Industrie - überwälzt.

3. Abwasserabgaben als Lenkungs- und Finanzierungsinstrument

3.1. Ausgestaltung von Abwasserabgaben

Für die Durchsetzung des Verursacherprinzips im mittleren und weiteren Sinne sind Bund

oder Kantone verantwortlich. Nachfolgend wird die Ausgestaltung von Abwasserabgaben

basierend auf einem theoretischen Konzept kurz erläutert. Für eine umfassende Darstellung

sei auf ECOPLAN (1993) verwiesen.

Wer kann das Instrument Abwasserabgabe in der Schweiz einsetzen? Auf Grund des

bestehenden rechtlichen Handlungsspielraums können Abwasserabgaben vom Bund oder

den Kantonen eingesetzt werden. Nicht nur der rechtliche Spielraum spricht für einen

Einsatz auf Bundes- und Kantonsebene: Die Abwasserabgabe verfolgt regionale und



6 Marktwirtschaftliche Instrumente in der Abwasserentsorgung

ECOPLAN

überregionale Zielsetzungen, die auch unter Beachtung der Subsidiarität nicht von den

Gemeinden sondern den übergeordneten institutionellen Ebenen - also von Bund oder

Kantonen - umzusetzen sind.

Was ist der Abgabetatbestand, wer bezahlt die Abgabe? Wer die Gewässer mit

Schmutzfrachten belastet, soll dafür bezahlen. Die Abgabe wird somit nach Massgabe der

in die Gewässer eingeleiteten Schmutzfracht erhoben. Da die diffusen

Verschmutzungsquellen (beispielsweise Abschwemmungen aus der Landwirtschaft)2 nicht

quantitativ zu erfassen sind, wird die Abgabe allein bei den sogenannten Direkteinleitern

(das sind in der Schweiz in erster Linie die Kläranlagen)3 erhoben.

Welche Zielsetzungen werden mit der Abwasserabgabe verfolgt? Mit der

Abwasserabgabe werden direkt oder indirekt Finanzierungs-, Lenkungs- und

Ausgleichsziele verfolgt:

Finanzierung: Gemäss dem im vorangehenden Kapitel vorgestellten Konzept sind

mittels Abwasserabgaben die Aufwendungen des Bundes und der Kantone für die

Subventionen und die staatlichen Dienstleistungen zu finanzieren. Darüber hinaus dient die

Abwasserabgabe zur Internalisierung der externen Kosten.

Lenkung: Die Abwasserabgabe setzt die “richtigen” Preise für die Entsorgung des

Abwassers und will damit Direkt- und Indirekteinleiter in ihrem Verhalten beeinflussen:

Die Kläranlagen (Direkteinleiter) können mit einer besseren Reinigungsleistung

Abgabezahlungen vermeiden. Die Reinigung wird solange verbessert bis die Kosten für die

Reinigung der vermiedenen Abgabezahlung entspricht. Mit der Überwälzung der

Abwasserabgabe auf die an die Kläranlage angeschlossenen Haushalte und

Unternehmungen (Indirekteinleiter) soll bei diesen ebenfalls eine Reduktion der

Abwasserfracht erzielt werden.

                                               
2 Die Gewässerbeeinträchtigung in der Landwirtschaft muss mit anderen Instrumenten eingedämmt

werden: Beispielsweise mit Geboten bzw. Verboten über die Beschränkung der Anzahl
Grossvieheinheiten pro Hektare oder mittels marktwirtschaftlichen Instrumenten wie einer Abgabe auf
die Anzahl Grossvieheinheiten [vgl. dazu ECOPLAN 1996].

3 Die meisten Industriebetriebe leiten ihr Schmutzwasser - nach einer allfälligen betriebsinternen
Vorklärung - in eine öffentliche Kläranlage ein. Industrielle Direkteinleiter sind in der Schweiz - im
Gegensatz beispielsweise zu Deutschland - selten.
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Ausgleich: Ohne Abwasserabgabe werden diejenigen, die teure Reinigungsmassnahmen

ergreifen, mit hohen Kosten bestraft. Zur Erreichung regionaler oder überregionaler Ziele

(beispielsweise Reduktion der Stickstofffracht) kann es sinnvoll sein, nur bei denjenigen

Kläranlagen eine weitergehende Reinigung zu verlangen, die diese am günstigsten

erbringen können (dies sind in der Regel die grossen, städtischen Kläranlagen). Diejenigen

Kläranlagen die solche “Extraleistungen” zur Erreichung regionaler oder überregionaler

Ziele erbringen, werden somit mit zusätzlichen Kosten “bestraft”. Mit einer

Abwasserabgabe kann dies korrigiert werden: Durch die “Extraleistung” vermindert sich

die Schmutzfracht und damit die Abgabezahlung. Sofern die Abgabe genügend hoch ist4,

kann ein vollständiger Ausgleich für “Extraleistungen” erzielt werden.

Wo liegen die Probleme bei der Ausgestaltung der Abwasserabgabe? Das eigentliche

theoretische Konzept der Abwasserabgabe ist aus einer ökonomischen Perspektive

unbestritten. Hingegen zeigen sich bei der praktischen Ausgestaltung der Abwasserabgabe

Probleme. Nachfolgend werden diese Probleme der konkreten Ausgestaltung in der Praxis

aufgezeigt. Weiter wird dargestellt, welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind.5

Unbekannte externe Kosten: Abgesehen vom Finanzierungsbedarf für Staatsbeiträge

und Verwaltungsdienstleistungen müsste sich - dem theoretischen Konzept folgend - die

Abgabehöhe an den externen Kosten ausrichten. Wie hoch die Umweltfolgekosten im

Gewässerschutzbereich sind, ist allerdings nicht bekannt. Sicher ist nur, dass solche

externen Kosten existieren und diese von der Allgemeinheit anstatt von den Verursachern

getragen werden.6 Hier besteht eine klare Forschungslücke, welche zur Konsequenz hat,

dass die Abgabehöhe sich nicht an den externen Kosten, sondern an den

                                               
4 Die Ausgleichswirkung der Abgabe kann durch Subventionen verstärkt werden. Wird die Abgabe mit

Subventionen gekoppelt, kann die Abgabe tiefer gehalten werden, um die gleiche Wirkung zu erzielen.
5 Die Umsetzungs- und Wirkungshindernisse werden in den beiden nachfolgenden Kapiteln behandelt.
6 Die einzige uns bekannte umfassende Schätzung von externen Kosten im Bereich der

Gewässerverschmutzung stammt von LUTZ WICKE (1986). Er kommt für Deutschland auf einen Wert
von jährlich 17.6 Mrd. DM. Dies entspricht ungefähr 250 Fr. pro Kopf und Jahr. Mit jährlich 7 Mrd. DM
(oder 100 Fr./Kopf und Jahr) ist der wichtigste externe Kostenbestandteil der “verringerte Freizeit- und
Erholungswert”, gefolgt von den “Zusatzkosten für die Aufbereitung von Trinkwasser” mit jährlich 6
Mrd. DM.
Bei diesen Werten ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Wasserqualität seit den 60er und 70er Jahren
(auf welchen die Studien basieren, die Lutz Wicke analysiert hat) stark verbessert wurde und die
Situation in der Schweiz nicht direkt mit Deutschland verglichen werden kann.
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gewässerschutzpolitisch vorgegebenen Zielsetzungen auszurichten hat. Die Abgabehöhe

muss sich somit an den Imissions- oder den Emissionszielen orientieren.

Bei einer an den Imissionszielen orientierten Abgabe müsste die unterschiedliche

Selbstreinigungskraft und dementsprechend unterschiedliche Aufnahmekapazität der

Gewässer berücksichtigt werden. Die Abgabe müsste somit regional differenziert werden.

Eine konsequente an den Imissionszielen ausgerichtete Abgabe verlangt für jeden

Direkteinleiter eine eigene Abgabe, die nach Massgabe der Gewässerqualität und der

Vermeidungskosten des Direkteinleiters angesetzt wird. Ein solches Abgabesystem

scheitert - abgesehen von möglichen Akzeptanzproblemen - schon allein an

Informationsdefiziten.

Eine praktikable Abwasserabgabe muss sich somit an den Emissionszielen orientieren.

Die Abgabe wird so hoch angesetzt, dass die als nötig erachteten Vermeidungs- oder

Reinigungsmassnahmen rentable Investitionen werden. Bei regional unterschiedlichen

Emissionszielen ist eine regionale Differenzierung nicht ausgeschlossen.7

Praktische Machbarkeitsgrenzen - beschränkte Lenkungswirkung bei Kläranlagen

(Direkteinleiter): Die Kläranlage kann nur einen Teil der gewässerverschmutzenden

Stoffe zurückhalten. Die end-of-pipe-Technologie in der Abwasserentsorgung ist in der

Lage abbaubare, biologische, sauerstoffzehrende Stoffe (mit der mechanisch-biologischen

Stufe), Phosphor (mit der Phosphatfällung und der weitergehenden Flockungsfiltration),

Ammonium (mit der Nitfrifikation) und Gesamtstickstoff (mit der Denitirifikation) zu

behandeln. Andere Stoffe - beispielsweise Schwermetalle - können zwar teilweise von den

Gewässern ferngehalten werden, finden sich aber im Klärschlamm wieder, was die

landwirtschaftliche Verwertung verunmöglicht. Wieder andere Problemstoffe passieren die

Kläranlagen mehr oder weniger ungehindert - insbesondere die Klasse der schwer

abbaubaren chemischen Stoffe und die endokrinen Stoffe, die als eigentliches

Zukunftsproblem gelten.

Soll das Verhalten der Direkteinleiter (Kläranlagenbetreiberin) beeinflusst werden, sind

somit diejenigen Stoffe mit einer Abgabe zu belasten, auf welche der Direkteinleiter einen
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Einfluss ausüben kann. Diese Stoffe sind CSB8 (Anreiz für Optimierung oder Bau der

mechanisch biologischen Stufe), Phosphor (Anreiz für Optimierung oder Installation von

Anlagen zur Phosphatfällung oder weitergehende Phosphorelimination wie beispielsweise

Flockungsfiltration), Ammonium (Anreiz für Optimierung oder Bau der Nitrifikation) und

Stickstoff9 (Anreiz für Optimierung oder Bau der Denitrifikation). Eine Abgabe auf der

Schmutzwassermenge wird erhoben, um das so genannte Fremdwasser10 von der

Kläranlage fern zu halten und damit die Reinigungsleistung zu erhöhen.

Praktische Machbarkeitsgrenzen - beschränkte Lenkungswirkung bei Haushalten,

Unternehmen (Indirekteinleiter): Die Lenkungswirkung einer Abwasserabgabe hängt

von der Ausgestaltung des “Überwälzungsmechanismus” der Abgabe auf die

angeschlossenen Haushalte und Unternehmen ab. Die Abgabe wird via Kostenverteiler an

die Gemeinden und dann via Abwassergebühren an die Angeschlossenen überwälzt. Hier

muss unterschieden werden zwischen den Kleinemittenten (Haushalte und

abwasserextensive Betriebe) und den Grossemittenten (abwasserintensive Betriebe):

Die Erfassung der Abwasserfracht von einzelnen Haushalten und den

abwasserextensiven Betrieben wäre viel zu teuer. Die kommunalen Abwassergebühren

berücksichtigen denn auch nur die Wassermenge und nicht die Schmutzfracht (vgl. Kapitel

4.3). Die Abwasserabgabe hat somit für Haushalte und abwasserextensive Betriebe einzig

eine Lenkungswirkung auf den Wasserkonsum.

Für abwasserintensive Betriebe werden in der Regel sogenannte

Verschmutzungszuschläge erhoben. Grundsätzlich wäre eine Überwälzung der

Abwasserabgabe über diese Verschmutzungszuschläge denkbar. Eine Lenkungswirkung

auf die Abwasserfracht kann demnach erwartet werden. Von besonderem Interesse sind

hier die Stoffe, die von der Kläranlage nicht eliminiert werden können. Hier besteht einzig

                                                                                                                                             
7 Vgl. ECOPLAN (1993): Bei dem Vorschlag für eine Abwasserabgabe auf Bundesebene wurde

unterschieden in ein Gebiet ober- und unterhalb der Mittellandseen. Im Gebiet oberhalb der Seen stand
die Phosphorproblematik, unterhalb der Seen die Stickstoffproblematik im Vordergrund.

8 CSB - Chemischer Sauerstoffbedarf: Ist ein Summenparameter für die abbaubaren, biologischen
Substanzen. Auch andere Summenparameter wären geeignet: TOC - Total Organic Carbon, DOC -
Desolved Organic Carbon kombiniert mit GUS - Gesamte ungelöste Stoffe.

9 Gesamtstickstoff, also Ammonium, Nitrat und Nitrit inkl. restliche Stickstoffkomponenten.
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bei den Emittenten die Möglichkeit zur Lenkung. In der Praxis besteht aber immer noch

das Problem, dass die dazu nötigen Messapparaturen kostenintensiv sind. Die neuesten

Entwicklungen in der Messtechnologie erlauben es aber, immer mehr Problemstoffe immer

kostengünstiger zu erfassen. Weitere Fortschritte sind zu erwarten, so dass in absehbarer

Zukunft eine Ausdehnung der Abwasserabgabe auf Problemstoffe, die bei den

abwasserintensiven Betrieben anfallen, in Betracht gezogen werden muss.

Abwasserabgabe als substitutives, subsidiäres oder ergänzendes Instrument?

Nachfolgend wird das Verhältnis zwischen der Abwasserabgabe und dem Instrument

Geboten/Verboten analysiert. Das Zusammenspiel mit den Kommunikationsinstrumenten

wird im Kapitel 3.4 behandelt. Auf Grund der unbestrittenen ökologischen Wirksamkeit

von Vorschriften und ihrer relativ hohen Zielsicherheit kann auf Vorschriften nicht

gänzlich verzichtet werden. Für das Zusammenspiel zwischen dem marktwirtschaftlichen

Instrument der Abwasserabgabe und den Gebote/Verbote stehen drei Modelle im

Vordergrund:

Abgabe als substitutives Instrument: Die Abgabe ersetzt weitgehend die Vorschriften.

Ein solches Konzept lässt sich nicht verantworten, da es einerseits nicht möglich ist, alle

ökologisch relevanten Schadstoffe mit einer Abgabe zu belegen und sich andererseits die

eingeleiteten Schmutzfrachten von verschiedenen Quellen nur sehr bedingt miteinander

vergleichen lassen. Auf Mindestanforderungen kann gerade im Gewässerschutzbereich

nicht verzichtet werden.

Abgabe als subsidiäres Instrument: Vorrangiges Ziel dieser Konstruktion ist die

Einhaltung der Vorschriften. Eine Abgabe wird also nur erhoben, wenn die Vorschriften

nicht eingehalten werden. Die Restverschmutzung nach Einhaltung der

Einleitungsbedingung unterliegt nicht der Abgabepflicht. Die Abgabe hat somit den

Charakter einer "Strafsteuer". Bei einer solchen Konstruktion sind die Vorschriften

weiterhin das dominante Instrument für die Erreichung der Gewässerschutzziele, d.h. wird

eine weitere Frachtreduktion angestrebt, sind die Vorschriften zu verschärfen.

Abgabe als Ergänzung zu den Vorschriften: Die Vorschriften werden ergänzt durch

eine eigenständige Abgabe, die unabhängig von der Einhaltung der

                                                                                                                                             
10 Sauberes Wasser, das in die Kläranlage eingeleitet wird (beispielsweise Brunnenwasser, Drainagen,
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Einleitungsbedingungen erhoben wird. Abgabepflichtig ist somit die gesamte eingeleitete

Schmutzfracht (inkl. Restverschmutzung nach Einhaltung der Vorschriften). Für die

Parameter, die mit einer Abgabe belegt werden, sollen die bestehenden Vorschriften nicht

mehr verschärft werden. Die bestehenden Vorschriften für diese Parameter werden somit

umfunktioniert in eine Art "Minimalanforderung". Eine weitergehende

Schmutzfrachtreduktion soll mit der Abgabe (evtl. im Zusammenspiel mit Subventionen),

und nicht mit verschärften Vorschriften erzielt werden. Für die Parameter, die nicht mit

einer Abgabe belegt werden, sind die Vorschriften (nebst den Subventionen) weiterhin das

dominierende Instrument.

Der Entscheid, die Abgabe als subsidiäres oder ergänzendes Instrument zu den

Vorschriften einzuführen, hängt somit von der Frage ab, ob resp. wie stark die Restfracht

(nach Einhaltung der Vorschriften) abgabepflichtig erklärt werden soll oder nicht. Da die

Vorteile einer Restfrachtbelastung überwiegen (vgl. Tabelle 1), ist die Abwasserabgabe als

ergänzendes Instrument zu den Vorschriften/Geboten einzusetzen.

Tabelle 1: Vorteile und Nachteile einer Abwasserabgabe auf der Restfracht - also der
Schmutzfracht nach Einhaltung der Grenzwerte

Vorteile einer Restfrachtbelastung Nachteile einer Restfrachtbelastung
– Es besteht ein Anreiz, die Schmutzfracht auch dann

noch weiter zu reduzieren, wenn die Vorschriften
eingehalten werden.

– Die Belastung der Restfracht schafft Anreize für
kostensparenden technischen Fortschritt.

– Die Restfrachtbelastung vermeidet falsche Signale
in bezug auf die Immissionssituation: Wäre die
Restfracht nicht abgabepflichtig, könnte dies dazu
führen, dass ein Einleiter, der die Grenzwerte
einhält, aber an einem schwachen, überlasteten
Gewässer liegt, keine Abgabe zu zahlen hätte. Ein
Einleiter an einem schwach belasteten Gewässer
hingegen müsste bei Nichteinhaltung der
Grenzwerte die Abgabe bezahlen, obwohl unter
Umständen die ökologische Belastung geringer ist.

– Die Abgabe muss höher angesetzt werden,
um denselben wirtschaftlichen Anreiz zu
erreichen.

– Auch bei bester Technologie und
optimiertem Betrieb bleibt eine Restfracht
und damit Abgabelast, die nicht mehr mit
weiteren Investitionen zu reduzieren ist. Dies
wird als ungerecht empfunden. Der
politische Druck zur Abschaffung der
Abwasserabgabe steigt.

                                                                                                                                             
usw.).
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3.2. Umsetzung von Abwasserabgaben

Bevor wir auf die einzelnen Phasen des Umsetzungsprozesses eingehen, sei der

Leidensweg der Abwasserabgabe in der Schweiz kurz dargelegt.

3.2.1. Der Leidensweg der Abwasserabgabe in der Schweiz

Vor rund sieben Jahren wurde eine Abwasserabgabe auf Bundesebene geprüft [vgl.

ECOPLAN 1993] Die Einnahmen dieser Abgabe waren für die Finanzierung der

Bundesbeiträge gedacht. Auslöser für diese Untersuchung waren die ausländischen

Beispiele (insbesondere Deutschland). Die in der Studie vorgeschlagene Abwasserabgabe

basierte - im Gegensatz zur Deutschen Abwasserabgabe - auf den tatsächlich in die

Gewässer eingeleiteten Schmutzstofffrachten, also inklusive Restverschmutzung.

Nach einer Konsultation der Kantone und interessierten Kreise hat der Bund auf die

Einführung einer Abwasserabgabe verzichtet. Das Instrument “Umweltabgabe” sollte in

dringenderen Umweltbereichen (VOC - flüchtige organische Verbindungen, CO2 usw.)

eingesetzt werden. Im Gegensatz zum Bund haben sich drei Kantone für die Einführung

einer Abwasserabgabe entschlossen (vgl. Tabelle 2):

Kanton Appenzell Ausserrhoden: Die Abwasserabgabe ist seit 1.1.1995 in Kraft. Der

Kanton AR ist damit der erste Kanton in der Schweiz, der auf die in die Gewässer

eingeleitete Restschmutzfracht eine Abgabe erhebt. Die eingeleitete Schmutzfracht wird

von den Einleitern (Kläranlagen) gemessen und die Messdaten an den Kanton

weitergeleitet (Prinzip “Selbstdeklaration”). Die Einnahmen aus der Abwasserabgabe

dienen der Finanzierung der Subventionen. Die Abgabe wird an den jährlichen

Finanzbedarf angepasst.

Kanton Bern: Der Kanton Bern hatte als Übergangslösung auf den 1.1.1995 eine

Abwasserabgabe in der Höhe von 25 CHF pro Einwohner erhoben. Seit Anfang 1999

werden auch im Kanton Bern die in die Gewässer eingeleiteten Schmutzfrachten für die

Abgabeerhebung eingemessen und ab 2000 erfolgt die Erhebung der Abwasserabgabe nach

Massgabe der in die Gewässer eingeleiteten Restschmutzfracht. Das Messkonzept wurde

im Rahmen eines kantonsübergreifenden Projekts entwickelt [vgl. Künzler&Partner AG

und ECOPLAN (1995)]. Die Einnahmen aus der Abwasserabgabe werden zweckgebunden
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für die Finanzierung der Staatsbeiträge und für einen Teil der kantonalen

Verwaltungsaufwendungen im Bereich des Gewässerschutzes eingesetzt.

Kanton Solothurn: In der Volksabstimmung vom September 1998 haben die

Solothurner Stimmbürger und -bürgerinnen der Einführung einer Abwasserabgabe

zugestimmt. Die Einführung ist auf Januar 2001 vorgesehen. Die Einnahmen aus der

Abwasserabgabe werden zur Finanzierung der Staatsbeiträge verwendet.

Tabelle 2: Kantonale Abwasserabgaben

Kanton Abgabeparameter Abgabehöhe Lenkungs- und Anreizziele

Appenzell AR

(Abgabehöhe

Werte 1997)

Phosphor

Ammonium

CSB

GUS

11.3 CHF/kg

16.7 CHF/kg

  1.2 CHF/kg

  2.8 CHF/kg

Optimierung P-Fällung auf ARA

Anreiz für ARA-Ausbau Nitrifikation

Optimierung ARA-Betrieb

Optimierung ARA-Betrieb

Bern Phosphor

Ammonium

Nitrat

CSB

Trockenwetterabflus

s

30.0 CHF/kg

  4.0 CHF/kg

  1.0 CHF/kg

  0.7 CHF/kg

0.05 CHF/m3

Optimierung / Ausbau P-Fällung auf ARA

Anreiz für ARA-Ausbau Nitrifikation

Optimierung Denitrifikation auf ARA

Optimierung ARA-Betrieb

Fremdwasserelimination

Solothurn

(Abgabehöhe

provisorische

Werte)

Phosphor

Gesamtstickstoff

CSB

Trockenwetterabflus

s

25.0 CHF/kg

  4.0 CHF/kg

  2.0 CHF/kg

0.05 CHF/m3

Optimierung P-Fällung auf ARA

Optimierung, evtl. (Teil)-Denitrifikation

Optimierung ARA-Betrieb

Fremdwasserelimination

ARA = Abwasserreinigungsanlage (Kläranlage), GUS = gesamte ungelöste Stoffe, CSB = chemischer
Sauerstoffbedarf, P = Phosphor

3.2.2. Die Umsetzung von kantonalen Abwasserabgaben

Für die Analyse haben wir die politische Umsetzung der Abwasserabgabe in drei

verschiedene Phasen unterteilt: a) Initiierung / verwaltungsinterne Phase der

Politikformulierung, b) parlamentarische Phase der Politikformulierung, Vernehmlassung

und c) direktdemokratische Phase.

Jede der drei Phasen haben wir mit unterschiedlichen methodischen Ansätzen analysiert.

Anhand von Interviews in sechs Kantonen wurden die möglichen Hindernisse für die

Einführung von Abwasserabgaben analysiert und Anhaltspunkte zur Überwindung der
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Hindernisse gesucht. Die Analyse der parlamentarischen Phase wurde durch die

Auswertung der Grossrats- und Kommissionsprotokolle sowie der verfügbaren

Vernehmlassungsergebnisse der betrachteten Kantone ergänzt [vgl. ECOPLAN (2000a)].

Für die Analyse der direktdemokratischen Phase wurden eine Telefonbefragung von

1021 Stimbürgerinnen und Stimmbürger im Kanton Solothurn und verschiedene

ökonometrische Schätzungen zwischen Stimmverhalten und strukturellen Variablen

durchgeführt [vgl. ECOPLAN (1999)].

a) Initiierung / verwaltungsinterne Phase der Politikformulierung: Der zentrale,

treibende Akteur bei der Initiierung und Ausgestaltung war die kantonale für die

Umsetzung der Gewässerschutzpolitik verantwortliche Verwaltungsstelle. Die

Abwasserabgabe ist ein relativ komplexes Instrument mit mannigfaltigen Wirkungen. Dies

bedingt eine intensive Auseinandersetzung mit diesem Instrumentarium.

Der Anstoss zur Einführung einer Abwasserabgabe war eher finanz- als umweltpolitisch

motiviert. Die Diskussion um die kantonalen Abwasserabgaben war geprägt von der

politischen Forderung nach Senkung der aus allgemeinen Staatsmitteln bezahlten

Subventionen. Die in den Kantonen für den Gewässerschutz zuständigen Personen sahen in

der Abwasserabgabe ein Instrument zur verursacherorientierten Finanzierung der

Subventionen. In den Kantonen Bern und Solothurn wurde die Abwasserabgabe in ein

Paket zur Sanierung der Staatshaushalte eingebettet.

Abwasserabgaben - gekoppelt mit Subventionen - führen immer zu Umverteilungen. In

einem Kanton wurde die Abwasserabgabe wieder fallen gelassen, weil die Umverteilung

zu stark zu Lasten einer Region ging.

Das häufigste Argument gegen die Einführung der Abwasserabgabe war die

Einschätzung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses. Dies vor allem im Hinblick auf die

Vollzugskosten (Mess- und Kontrollaufwand) und die als gering eingeschätzten

Lenkungswirkungen.

b) parlamentarische Phase der Politikformulierung, Vernehmlassung: Die grössten

Kontroversen entzündeten sich an ordnungs- und finanzpolitischen Aspekten. Man muss

sich dabei immer vor Augen halten, dass bei allen kantonalen Vorlagen die Einnahmen aus
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der Abwasserabgabe zweckgebunden zur Finanzierung von Subventionen eingesetzt

werden sollen. Dass grundsätzlich die Finanzierung der Subventionen mittels

Abwasserabgabe verursachergerechter ist als die Finanzierung aus allgemeinen

Steuermitteln wurde allgemein anerkannt. Gegen die Abwasserabgabe wurde vorgebracht,

dass die frei werdenden Steuermittel nicht im Rahmen einer allgemeinen Steuersenkung an

Haushalte und Unternehmungen weitergegeben werden - die Einführung der

Abwasserabgabe also nicht staatsquotenneutral sei. Grundsätzliche Einwände gab es auch

gegen die Zweckbindung der Einnahmen aus der Abwasserabgabe. Hier muss allerdings

festgestellt werden, dass eine Vorlage ohne Zweckbindung keine Realisierungschancen

gehabt hätte. Von den Vertretern der Gemeinden und Zweckverbänden wurde die

Abwasserabgabe als Einmischung des Kantons in Gemeindeaufgaben empfunden -

Gemeinden fühlten sich in ihrer Gemeindeautonomie eingeschränkt.

Aus sozialpolitischer Sicht wurde eingewendet, dass eine Abwasserabgabe ärmere

Haushalte benachteiligt. Diese Argumente konnten allerdings meistens mit dem Hinweis,

dass die zusätzliche Belastung sehr gering ist, entkräftet werden.

Wirtschaftspolitisch wurde vor allem die Belastung der abwasserintensiven Industrie

(Papier-, Nahrungsmittelindustrie) gegen die Abwasserabgabe vorgebracht. Mit

Ausnahmeregelungen konnte hier ein Kompromiss erreicht werden.

Umweltpolitische Argumente wurden zwar vorgebracht, beeinflussten aber die

Entscheidung für oder gegen die Einführung der Abwasserabgabe nicht massgeblich.

Die Tabelle 3 fasst die wesentlichen Hindernisse bei der Implementierung kantonaler

Abwasserabgaben sowie deren jeweilige Bedeutung zusammen.
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Tabelle 3: Wichtigste Hindernisse bei der Umsetzung von kantonalen Abwasserabgaben

Hindernisse für Initiierung / verwaltungsinterne Phase Bedeutung

Komplexität der Abwasserabgabe +++

Wenig Druck zur Abschaffung der kantonalen Gewässerschutzsubventionen +++

Umverteilungswirkungen der Abwasserabgabe +

Abwasserabgabe bringt zu wenig deutliche Vorteile +++

Hindernisse in parlamentarischer Phase Bedeutung

Nicht staatsquotenneutrale Ausgestaltung (Mehreinnahmen) +++

Grundsätzliche Ablehnung der ‘Fondswirtschaft’ bzw. Zweckbindung ++

Abwasserabgabe als “Einmischung” in kommunale Aufgaben +++

Nicht sozialverträglich +

Zu starke Belastung von Industrie und Gewerbe +++

c) direktdemokratische Phase: Nur gerade im Kanton Solothurn musste die

Abwasserabgabe die Hürde einer Volksabstimmung nehmen. Mit 51.1% Ja-Stimmen

haben die Solothurner Stimmbürgerinnen und Stimmbürger im September 1998 einer

Abwasserabgabe äusserst knapp zugestimmt.

Die Abwasserabgabe stand ganz im Zeichen der Sanierung der Staatsfinanzen. Im

Vorfeld wurden zu Gunsten der Abwasserabgabe in erster Linie finanzpolitische Gründe

vorgebracht. Ganz andere Motive haben aber zur Zustimmung geführt: Rund 32% aller Ja-

Stimmenden haben aus Gründen des Umweltschutzes (Gewässerschutz, Wasser sparen,

usw.) zugestimmt. Für 21% stand das Verursacherprinzip im Vordergrund. Nur gerade 6%

haben aus finanzpolitischen Gründen der Vorlage zugestimmt. Die Abwasserabgabe als

zusätzliche Steuer war mit 21% aller Nennungen der Hauptgrund für die Ablehnung der

Vorlage. Wichtige Argumente gegen die Vorlage waren, dass die Abwasserabgabe einige

Betriebe/Fabriken in ihrer Existenz bedrohe und sozial nicht mehr verträglich sei, weil

ärmere Haushalte übermässig belastet werden. Das letzte Gegenargument wird auch

gestützt durch die Tatsache, dass sich vor allem die Haushalte mit tiefem Einkommen

gegen eine Abwasserabgabe aussprachen.

Interessant ist, dass das in der parlamentarischen Phase immer wieder vorgebrachte

Argument gegen die Abwasserabgabe (“Einmischung” des Kantons in kommunale
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Aufgaben) für die Nein-Stimmenden nicht von Bedeutung war und für die Ja-Stimmenden

sogar ein eigentliches Pro-Argument darstellte. Offensichtlich wird die Einmischung des

Kantons in kommunale Aufgaben im Bereich des Gewässerschutzes positiv bewertet.

Fazit: Lehren für eine möglichst erfolgreiche Initiierung und Vorbereitung einer

kantonalen Abwasserabgabe

– Als zentraler Akteur muss die Gewässerschutzbehörde für das Projekt “Abwasser-

abgabe" motiviert werden.

– Neben den Kosten sind insbesondere die Nutzen der Abwasserabgabe zu benennen und

zu quantifizieren.

– Eine gezielte Vermarktung der Vorlage mittels Dissemination der vorhandenen

Grundlagen (Studien, Expertenberichte, Pressekonferenzen, Populärfassungen usw.) und

direkten Kontakten zu den Hauptakteuren in Gemeinden und Zweckverbänden ist

anzustreben.

– Die ökologisch positiven Auswirkungen einer Abwasserabgabe sind stärker zu betonen -

und zwar auch dann, wenn die Vorlage finanzpolitisch motiviert ist.

– Die Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden ist darzulegen.

– Die Konsequenzen für Industrie und Betriebe sind aufzuzeigen und allfällige

Ausnahmeregelungen vorzusehen.

– Die sozialen Verteilungseffekte sind aufzuzeigen und allfällige “Abfederungs-

massnahmen” für die ärmere Bevölkerungsschicht vorzusehen.

– Die Komplexität der Vorlage ist zu reduzieren. Dies steht im Widerspruch zu den

Ausnahmeregelungen und den sozialen “Abfederungsmassnahmen”.

3.3. Wirkung kantonaler Abwasserabgaben

Die Analysen der bereits in Kraft getretenen schmutzfrachtabhängigen Abwasserabgaben

in den Kantonen Appenzell A.Rh. und Bern haben gezeigt, dass die Abwasserabgaben zu

einer nachhaltigen Entwicklung im Gewässerschutz beitragen, indem Sie in erster Linie für

einen verbesserten Betrieb der Kläranlagen sorgen und damit die Gewässerbelastung
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verringern. Die Wirkungen der Abwasserabgabe können wie folgt zusammengefasst

werden [vgl. ECOPLAN (2000b)]:

- Wer heute seine ARA optimiert, wird häufig mit höheren Kosten “bestraft"

(beispielsweise Phosphorelimination). Optimierung lohnt sich nicht. Die

Abwasserabgabe behebt diesen Missstand und belohnt gut geführte Kläranlagen. Ein

optimierter Betrieb und Unterhalt der Abwasseranlagen ist die Folge.

Diese Optimierung muss insbesondere hinsichtlich der Entwicklungen in der

Abwasserreinigung gesehen werden. Die verfügbaren Technologien erlauben die

Unterschreitung der gesetzlichen Grenzwerte. Diese Vermeidungspotenziale werden

aber ohne Abwasserabgabe nicht voll ausgeschöpft. Bei Schmutzstoffparametern, bei

denen die Unterschreitung der Grenzwerte mit Zusatzkosten verbunden ist (z.B.

Phosphor), gilt sogar: Ohne Abwasserabgabe führt die neue Technologie zu einer

Zunahme der Gewässerverunreinigung! Denn die neue Technologie erlaubt es, durch die

bessere Steuerbarkeit, die Anlage “näher" am Grenzwert zu fahren, ohne diesen zu

überschreiten. Die Folge ist eine im Mittel höhere Schmutzfracht im Vergleich zu einer

schlechter steuerbaren Anlage. Erst bei einer schmutzfrachtabhängigen Abgabe wird

dieses Vermeidungspotenzial ausgeschöpft. Es beträgt für einzelne

Schmutzfrachtparameter - beispielsweise Phosphor - mehr als 20%.

- Eine klare Anreizwirkung zum Ausbau der Kläranlagen konnte im Kanton Appenzell

Ausserrhoden festgestellt werden. Durch die relativ hohe Abgabe auf Ammonium

wurden die Investitionen in die Nitrifikation massiv beschleunigt.

- Die Abwasserabgabe verstärkt die erwünschte Professionalisierung der Fachleute im

Abwasserbereich.

Inwieweit die Abwasserabgabe technologische Neuentwicklungen im Bereich der

Abwasserbehandlung auslösen kann (dynamische Innovationswirkung einer

Abwasserabgabe), muss heute noch offen bleiben.
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3.4. Kommunikationsinstrumente zur Überwindung von Hindernissen in der Wirkung und

Umsetzung von Abwasserabgaben

Den Einsatz von Kommunikationsinstrumenten sehen wir vor allem in drei Bereichen:

Überwindung von Hindernissen in der Umsetzung von Abwasserabgaben: Ob

neben den drei Kantonen Appenzell A.Rh., Bern und Solothurn noch weitere Kantone

Abwasserabgaben einführen werden, ist fraglich. Mit einem aktiven Networking unter den

kantonalen Gewässerschutzfachleuten könnte die Motivation für den Einsatz von

Abwasserabgaben innerhalb der Verwaltung steigen. Die bereits erfolgreich eingeführten

kantonalen Abwasserabgaben könnten als eigentliche Pilot- und Demonstrationsobjekte

dienen und anhand dieser konkreten Projekte die Kosten und Nutzen von

Abwasserabgaben aufgezeigt werden.

Überwindung von Hindernissen in der Wirkung von Abwasserabgaben: Den

Betreibern von kleineren Kläranlagen sind die möglichen Optimierungsmassnahmen häufig

nicht bekannt, bzw. es fehlt das notwendige Wissen und Können. Hier kann die Beratung

und Ausbildung einsetzen. Allerdings muss sorgfältig abgewogen werden, ob nicht durch

die Beratung ein unter Umständen sinnvolleres Outsourcing des Betriebs verhindert wird.

Daneben können Kommunikationsinstrumente auch zur Erweiterung des

Instrumentenfelds in Bereichen, in denen Gebote/Verbote und Abwasserabgaben

unzureichend sind dienen. Dies betrifft beispielsweise die chemisch nicht bzw. schlecht

abbaubaren Schmutzstoffe und die endokrinen Stoffe.

4. Kommunale Abwassergebühren als Lenkungs- und

Finanzierungsinstrument

4.1. Ausgestaltung kommunaler Abwassergebühren

Für die Durchsetzung des Verursacherprinzips im engeren Sinne sind die Gemeinden

verantwortlich. Die folgenden Ausführungen zeigen, was bei der Ausgestaltung von

kommunalen Abwassergebühren zu beachten ist.
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Wer kann das Instrument Abwassergebühren in der Schweiz einsetzen? Die

Abwassergebühren sind ein Entgelt für die Abwasserentsorgung, welches die

Abwasserverursacher (Haushalte und Unternehmen) an den Leistungserbringer ausrichten.

Der Leistungserbringer ist in der Schweiz meist die Gemeinde, welche die

Abwasserentsorgung im Rahmen eines Eigenbetriebs mit Spezialfinanzierung sicherstellt.

Was ist der Gebührentatbestand, wer bezahlt die Gebühr? Die Gebühr wird nach

Massgabe der in Anspruch genommenen Leistung bei den Haushalten und Unternehmen

erhoben. Die Leistung der Gemeinde ist einerseits die Sammlung und Reinigung der

Abwässer und die Ableitung des Regenwassers, sofern dieses nicht versickert wird.

Welche Zielsetzungen werden mit der Abwassergebühr verfolgt? Die Abwassergebühr

soll ökonomisch effizient eine verursachergerechte Finanzierung der Abwasserentsorgung

sicherstellen. Dabei sind aber auch Vollzugsaufwand und Transparenz der Gebühr zu

berücksichtigen. Die Ziele können wie folgt zusammengefasst werden:

Ökonomische bzw. allokative Effizienz: Preise sind in unserer Wirtschaft (selbst in

wenig kompetitiven Märkten wie der Entsorgung) die zentralen Steuerungsgrössen für das

Verhalten von Konsumentinnen, Konsumenten und Produzenten. Wie müssen die Preise

gesetzt werden, damit sie die “richtigen" Signale an die KonsumentInnen der

Entsorgungsleistungen aussenden? Effiziente Preissetzung richtet sich an den Grenzkosten

aus. Der Abwasserpreis muss also den Kosten für die Entsorgung von zusätzlichen

Schmutzstofffrachten entsprechen.

Gerechtigkeit/Äquivalenz: Gleiche Leistung - gleicher Preis: Teilweise wird

argumentiert, dass pro Kopf in etwa dieselben “Schmutzstofffrachten” anfallen und daher

alle dieselben Gebühren zu bezahlen hätten. Aus ökonomischer Sicht ist dies nicht

stichhaltig: Ausschlaggebend ist nicht die erbrachte Reinigungsleistung, sondern die

“verursachten Kosten”. Präziser müsste es somit heissen: “gleich hohe verursachte Kosten

- gleiche Gebühren”. Das Ziel besteht darin, keine Quersubventionierungen zwischen

Regionen, Gemeinden und Haushalten (z.B. zwischen armen und reichen Haushalten) oder

zwischen Haushalten und Industrie zuzulassen.
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Kostendeckung: Mit den Preisen bzw. Gebühren ist nicht nur die Effizienz

sicherzustellen, sondern es sollen auch Einnahmen generiert werden. Mit den Einnahmen

sind die Kosten für die Abwasserentsorgung zu decken.

Vollzugsaufwand: Im Abwasserbereich muss zwischen Vollzugsaufwand und

effizienter Preissetzung abgewogen werden: So ist beispielsweise eine exakte

Schmutzfrachtmessung bei allen Abwasserproduzenten nicht sinnvoll, da der zusätzliche

Vollzugsaufwand (für Messungen, Kontrollen, usw.) im Vergleich zum zusätzlichen

Nutzen viel zu gross wäre. Ein komplexeres Gebührensystem bzw. zusätzlicher

Vollzugsaufwand ist nur so weit sinnvoll, als die erhöhte “Gebührengenauigkeit” auch zu

entsprechenden Effizienzgewinnen (z.B. in Form von langfristig geringeren Kosten) führt.

Transparenz und Akzeptanz: Das Preis- bzw. Gebührensystem muss transparent und

für die Abwasserproduzenten nachvollziehbar sein. Es muss in den Augen der

Abwasserproduzenten “gerecht” sein, um die nötige Akzeptanz zu finden.

Wo liegen die Hindernisse in der Ausgestaltung hinsichtlich einer “Ökologisierung”

der Abwassergebühr? Die obige Zieldiskussion zeigt, dass die Abwassergebühr ein

kommunales Instrument ist, das bis heute als Finanzierungsinstrument und nicht als

umweltpolitisches Instrument eingesetzt wird. Einer “Ökologisierung" der

Abwassergebühr, mit dem Ziel zu einer nachhaltigen Entwicklung im Bereich des

Gewässerschutzes beizutragen, stehen mannigfaltige Hindernisse im Wege:

– Für eine Internalisierung der externen Kosten eignen sich die kommunalen

Abwassergebühren nicht, da die externen Kosten in Form von Spill-overs andere

Gemeinden berühren. Hier sind übergeordnete Körperschaften gefordert (Hindernis:

Gemeinde als falsche institutionelle Ebene bzw. mangelndes Engagement der

übergeordneten Ebenen).

– Eine umfassende Internalisierung der externen Kosten verlangt eine über die

Reinigungskosten hinausgehende Abwassergebühr und eine Ausrichtung der

Bemessungsgrundlagen an den gewässerschutzpolitischen Zielen. Der rechtliche

Handlungsspielraum ist diesbezüglich allerdings begrenzt, so dass keine umfassende

Internalisierung auf kommunaler Ebene möglich ist (Hindernis: rechtlicher

Handlungsspielraum).
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– Von einer differenziert lenkenden Abwassergebühr können zusätzliche

Lenkungswirkungen hin zu einer nachhaltigeren Gewässerschutzpolitik erwartet

werden. Allerdings darf der Nutzen der zusätzlichen Lenkungswirkungen nicht

überschätzt werden, da der Handlungsspielraum der Abwasserverursacher durch die

bundesrechtlichen Einleitbedingungen für Indirekteinleiter bereits stark eingeschränkt

ist (Hindernis: bestehendes Regelumfeld).

– Im weiteren stehen dem beschränkten Nutzen hohe Vollzugskosten gegenüber, da bei

der heute zur Verfügung stehenden Messtechnik eine individuelle Bemessung nur mit

äusserst hohen Kosten möglich ist (Hindernis: Kosten des Instruments höher als

potenzieller Nutzen).

Es wäre falsch, beispielsweise die Ausdehnung des rechtlichen Handlungsspielraums

hinsichtlich der Internalisierung der externen Kosten auf kommunaler Ebene zu fordern.

Viel mehr sind Kantone und Bund gefordert mittels einer kantonalen oder Bundes-

Abwasserabgabe die nötigen Voraussetzungen zu schaffen, damit die Gemeinden ihren

Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung im Gewässerschutz leisten können.

Der kommunale Auftrag für eine “ökologisierte" Abwassergebühr beschränkt sich somit

auf eine verursachergerechte Finanzierung der Entsorgungsleistungen und eine

verursachergerechte Überwälzung von allfälligen Abwasserabgabelasten auf die

Abwasserverursacher.

Welche Konsequenzen ergeben sich für die verursachergerechte Finanzierung mittels

Abwassergebühren? Im Folgenden konzentrieren wir uns auf einen Teilaspekt der

kommunalen Gebührenpolitik, dem heute in der Schweiz noch kaum Beachtung geschenkt

wird und auch in den Empfehlungen der Verbände und der Kantone an die Gemeinden

keine Berücksichtigung findet:11 Es geht um die Frage, wie fixe und variable

Abwasserentsorgungskosten den Abwasserverursachern zu verrechnen sind. Wir

analysieren, welche Kosten mit dem Mengenpreis und welche über die Grundgebühren zu

decken sind. Oft wird folgendermassen argumentiert:

– Die Gebühren haben sich an den heutigen Durchschnittskosten auszurichten.

                                               
11 Für eine ausführlichere Darstellung einer verursachergerechten Finanzierung mittels Abwassergebühren

sei auf Müller (1999) und Gawel (1995) verwiesen.
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– Die Einnahmen aus der Grundgebühr sollen in etwa die kurzfristig “fixen"

(insbesondere Kapitalkosten) und die Einnahmen aus dem Mengenpreis in etwa die

“variablen" Kosten (insbesondere Betrieb, Energie, Kleinunterhalt) decken.

Eine solche Gebührenfestsetzung wäre ökonomisch ineffizient und in einer langfristigen

Perspektive nicht verursachergerecht: Würde der Mengenpreis den kurzfristig “variablen"

Kosten entsprechen, so hätte dies sehr tiefe Mengenpreise zur Folge, mit der Konsequenz,

dass relativ hohe Frischwassermengen und Schmutzstofffrachten in die Kläranlage

abgeleitet wurden. Bei einer Erneuerung oder Sanierung müsste die Kapazität der

Kläranlage auf diese hohe Menge dimensioniert werden. Diese “zu grosse"

Dimensionierung wäre aber nicht nötig gewesen, wenn die Abwasserverursacher im

Voraus “gewusst" hätten, dass ein “Zu viel" an Abwasser, später zu höheren Kosten führen

würde. Hätte man den Abwasserverursachern im Voraus - mittels eines an den langfristigen

Grenzkosten orientierten Mengenpreises - den “richtigen" Preis für die

Abwasserentsorgung bekannt gegeben, wären die Kosten für die ARA-Erneuerung geringer

ausgefallen. Mit einer “richtigen" Preissetzung können Kosten gespart werden. Die

Mengenpreise und Grundgebühren sind wie folgt festzulegen:

– Der Mengenpreis hat sich an den langfristigen Grenzkosten auszurichten. Der

Mengenpreis verfolgt somit in erster Linie ein Lenkungsziel. Die langfristigen

Grenzkosten, die abhängig sind von der Abwassermenge bzw. der Schmutzfracht,

beinhalten die Kosten für die Kläranlage (Bau und Betrieb), die Kosten für die

Pumpenergie und ein Teil der Kosten für den Kanalnetzunterhalt. Die Kosten für Bau

und Werterhalt des Kanalnetzes sind vor allem vom Regenwasser abhängig. Die

Abwassermenge hat nur einen geringen Einfluss auf die Kosten des Kanalnetzes.

– Die Grundgebühr ist im Wesentlichen dazu da, die Kostendeckung sicherzustellen. Die

Grundgebühr verfolgt somit in erster Linie ein Finanzierungsziel, wobei

selbstverständlich auch Lenkungskomponenten (beispielsweise zur Förderung der

Regenwasserversickerung) eingeführt werden können.
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4.2. Umsetzung kommunaler Abwassergebühren

Wir haben aufgezeigt, dass die kommunalen Abwassergebühren ein verursachergerechte

Finanzierung sicherstellen soll. Selbst diese eng gefasste Aufgabe wird hingegen heute bei

weitem noch nicht erfüllt:

– Die Höhe der Abwassergebühren orientiert sich in vielen Fällen nicht an den

langfristigen Grenzkosten. Die allokativen Wirkungen von Abwassergebühren werden

häufig nicht erkannt oder unterschätzt (siehe nachfolgendes Kapitel).

– Die Abwassergebühren sind mehr an den historisch gewachsenen Strukturen orientiert.

Während die Nachteile von Gebührenstrukturänderungen offensichtlich sind, sind die

Vorteile schwerer kommunzierbar. Die Stimme der potenziellen Verlierer von

Gebührenstrukturänderungen wiegt schwerer als die Stimme der potenziellen Gewinner.

Es gilt einerseits Wissensdefizite über die Wirkungszusammenhänge verursachergerechter

Abwassergebühren zu eliminieren und andererseits die Kommunikation zwischen

Behörden und Abwasserverursachern zu verbessern. Dadurch werden einerseits die

Akzeptanz für Gebührensystemänderungen geschaffen, andererseits die “Wahrnehmung"

der Gebühr erhöht und damit die Voraussetzungen für entsprechendes Handeln geschaffen.

4.3. Wirkung kommunaler Abwassergebühren

Oft wird bezweifelt, ob die kommunale Abwassergebühr überhaupt ein lenkendes Potenzial

hat. Es wird darauf hingewiesen, dass die Abwasserverursacher keine

Handlungsalternativen hätten und unabhängig von der Gebührenhöhe immer dieselben

Kosten anfallen. Dem muss widersprochen werden:

– Hohe Abwasserpreise signalisieren, dass die Entsorgung an einem bestimmten Ort teuer

ist, d.h. viele Ressourcen bindet12, und daher möglicherweise für eine Unternehmung

oder auch eine private Investorin ein anderer Standort attraktiver ist (allokative

Effizienz). Für die Entsorger zeigt der hohe Preis, dass möglicherweise andere

Alternativen (dezentrale Abwasserreinigung etc.) ins Auge zu fassen wären. Diese

                                               
12 Z.B. für Streusiedlungen oder Gebiete mit stark belasteten Gewässern und damit hohen Anforderungen

an die Reinigungsleistung.
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Optimierung der Abwasserverursacher führt betriebs- wie auch volkswirtschaftlich zu

tieferen Abwasserentsorgungskosten.

– Eine weitere wichtige Lenkungsfunktion haben die kommunalen Gebühren im Rahmen

der Kapazitätsplanung. Zu tief angesetzte Gebühren führen zu einem erhöhten

Wasserverbrauch und teilweise auch zu einem erhöhten Schmutzfrachtanfall. Wie in

Kapitel 4.1 aufgezeigt wurde, führen zu tiefe Gebühren im Vorfeld der Sanierung oder

Kapazitätserweiterung zu einer “überdimensionierten” und damit zu kostspieligen

Anlage.

Dass die Abwasserverursacher auf höhere Gebühren mit tieferem Wasserverbrauch

reagieren und damit die Gefahr der “Überdimensionierung” vor allem bei der Sanierung

bzw. Kapazitätserweiterung von Kläranlagen besteht, zeigt eine ökonometrische Analyse

[vgl. ECOPLAN (2000c)]. Für 140 Berner Gemeinden wurde im Rahmen einer

Querschnittsanalyse eine Nachfrageelastizität von rund -0.15 gefunden. Dies bedeutet, dass

wenn die Mengengebühr um 10% angehoben wird, der Wasserverbrauch um 1.5%

zurückgeht. Selbst wenn wir die Nachfragereaktion überschätzt hätten (aufgrund von

Kausalitäts- und Datenproblemen), zeigt sich doch, dass eine Erhöhung der Mengengebühr

eine entsprechende Reaktion der Abwasserverursacher bzw. Wasserkonsumentinnen

hervorruft.

4.4. Kommunikationsinstrumente zur Überwindung von Hindernissen in der Wirkung und

Umsetzung kommunaler Abwassergebühren

Den Einsatz von Kommunikationsinstrumenten sehen wir vor allem in zwei Bereichen:

Überwindung von Hindernissen in der Umsetzung kommunaler

Abwassergebühren: Die Umsetzung von Änderungen im Abwassergebührenwesen krankt

nicht an der Motivation, etwas zu tun, sondern am Wissen, was das “Richtige” ist. Es wird

hier also in erster Linie darum gehen, die Wissensdefizite mittels

Informationsanstrengungen, Beratungen usw. abzubauen.

Überwindung von Hindernissen in der Wirkung kommunaler Abwassergebühren:

Die Gemeinde steckt hier in einem Dilemma: Kann mittels Einsatz von

Kommunikationsinstrumenten die Abwassermenge reduziert werden, so muss sie ihre

Gebühren anheben, da die Gesamtkosten der Abwasserentsorgung kurzfristig kaum
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beeinflusst werden können. Am sinnvollsten ist der Einsatz von

Kommunikationsinstrumenten im Vorfeld einer Sanierung oder Kapazitätserweiterung der

Kläranlage. Hier können sie mit gezielten Kampagnen oder anderen Mitteln

(beispielsweise Aktionen zur Förderung von wassersparenden Armaturen) die Kosten

tatsächlich beeinflussen.

5. Summary and Conclusions

Für die Ausgestaltung der marktwirtschaftlichen Instrumente Abwasserabgaben und

kommunale Abwassergebühren propagieren wir ein dreistufiges Konzept für eine

konsequente Durchsetzung des Verursacherprinzips: In einer ersten Stufe sind die direkten

Kosten der Abwasserentsorgung durch verursacherorientierte Abwassergebühren

(Kausalabgaben) zu decken. Die beim Staat anfallenden monetären Kosten (Staatsbeiträge

und Verwaltungskosten) sind in einer zweiten Stufe grösstenteils über Abwasserabgaben

zu decken. Letztlich verbleibt die Deckung der Umweltfolgekosten (externe Kosten) von

nicht vermiedenen Gewässerbelastungen (verringerter Freizeit- und Erholungswert von

verschmutzten Gewässern) mittels Abwasserabgaben.

Die Abwassergebühr ist ein kommunales Instrument, das bis heute als

Finanzierungsinstrument und nicht als umweltpolitisches Instrument eingesetzt wird. Einer

“Ökologisierung" der Abwassergebühr, mit dem Ziel zu einer nachhaltigen Entwicklung

im Bereich des Gewässerschutzes beizutragen, stehen mannigfaltige Hindernisse im Wege

(beschränkte Lenkungswirkung der Abwassergebühr, vollzugstechnische Probleme,

Gemeinde als falsche institutionelle Ebene zur Internalisierung der externen Kosten). Die

Evaluation der Abwassergebühren hat gezeigt, dass sich der kommunale Auftrag für eine

“ökologisierte" Abwassergebühr auf eine verursachergerechte Finanzierung der

Entsorgungsleistungen und eine verursachergerechte Überwälzung allfälliger kantonaler

Abgabelasten auf die Abwasserverursacher beschränken soll. Selbst diese eng gefasste

Aufgabe wird hingegen heute bei weitem noch nicht erfüllt: Insbesondere richten sich die

kommunalen Abwassergebühren nicht an den langfristigen Grenzkosten aus.

Es hat sich gezeigt, dass im heutigen Umfeld insbesondere Kantone und Bund gefordert

sind mittels einer kantonalen oder Bundes-Abwasserabgabe die nötigen Voraussetzungen
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zu schaffen, damit die Gemeinden ihren Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung im

Gewässerschutz leisten können.

Mit den Abwasserabgaben wird das heutige auf Vorschriften basierende

Instrumentarium sinnvoll ergänzt. Die Abwasserabgabe zeitigt positive Auswirkungen

hinsichtlich der in die Gewässer eingeleiteten Schmutzstofffrachten. Es wird ein Anreiz für

einen verbesserten Betrieb der Kläranlagen gesetzt. Dies ist insbesondere für die Zukunft

von Bedeutung, da die neue Kläranlagen-Technologie es erlaubt, die Kläranlagen “näher"

am Grenzwert zu fahren, ohne diesen zu überschreiten. Die Folge ist eine im Mittel höhere

Schmutzfracht im Vergleich zu einer schlechter steuerbaren Anlage. Erst bei einer

schmutzfrachtabhängigen Abgabe wird dieses Vermeidungspotenzial, das für einzelne

Schmutzstoffparameter über 20% beträgt, ausgeschöpft.
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